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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kieine Anfrage der Abgeordneten Picard, Dr. Warnke, von Aiten-Nordheim, 
Wagner (Günzburg), Frau Dr. Walz, Baier, Link und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1678 - 

betr. Lage der Lederwarenindustrie 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
1. März 1974 - IV C 5 - 07 78 09 ~ die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie sieht die Bundesregierung die Lage der Lederwarenindu- 
strie und ihre gegenwärtigen und zukünftigen Marktchancen 
im In- und Ausland? 

Die deutsche Lederwarenindustrie, die ihre Position bislang 
relativ gut behaupten konnte, gerät zunehmend in eine Stag- 
nationsphase. Hauptursache sind hohe Importe und stagnieren- 
der Inlandsabsatz. Die Importquote beträgt knapp 20 v. H. vom 
Umsatz, der 1973 bei etwa 1430 Mio DM lag. Rund zwei Drittel 
der Einfuhren kommen aus EG-Ländern; dabei steht Italien mit 
42 V. H. der Gesamteinfuhr an der Spitze. 

Die hohen Einfuhren aus der Gemeinschaft, die nach geltendem 
EG-Recht nicht beschränkbar sind, bilden das eigentliche Pro- 
blem, mit dem sich die Industrie auseinanderzusetzen hat. 

Der Anteil der Importe aus dem Fernen Osten lag 1973 bei 
20 V. H. Es handelt sich hier überwiegend um billige Massen- 
artikel, die mit inländischen Erzeugnissen nur vereinzelt kon- 
kurrieren. 

Gegenüber den Staatshandelsländern und der VR China, deren 
Importanteil nur knapp 4 v. H. der gesamten Lederwarenein- 
fuhr ausmacht, ist die Einfuhr von Waren ausschließlich aus 
Leder kontingentiert. 

Die Bundesregierung hat der Lage der Lederwarenindustrie 
Rechnung getragen, indem sie von den in der Handelspolitik 
noch gegebenen Möglichkeiten Gebrauch gemacht und die Ein- 
fuhrkontingente 1974 in den bisherigen Grenzen gehalten hat. 
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Erfreulicherweise hat der Export wieder eine Aufwärtsentwick- 
lung genommen. Nach der rückläufigen Tendenz in den Jahren 
1971/1972 ist die Lederwarenausfuhr in den Monaten Januar 
bis November 1973 gegenüber dem Vergleichszeitraum 1972 
um 17 V. H. auf 205,8 Mio DM (16 v. H. vom Umsatz) gestiegen. 

Es ist davon auszugehen, daß langfristig im Zuge des Integra- 
tionsprozesses die noch bestehenden Diskrepanzen in der Ge- 
meinschaft, besonders auf dem Lohnsektor, allmählich abge- 
baut werden. Für die deutsche Lederwarenindustrie dürfte sich 
eine Spezialisierung ihrer Produkte herausbilden. Die Chancen 
werden dabei vermutlich auf dem Gebiet qualitativ hochwerti- 
ger sowie in der Herstellung stark rationalisierter Erzeugnisse 
liegen. Erste Ansätze hierfür sind bereits erkennbar. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die deutsche 
Lederwarenindustrie u. a. auch wegen ihrer regionalen Bedeu- 
tung erhalten und gesichert werden muß? 

Die deutsche Lederwarenindustrie (etwa 770 Betriebe mit rund 
31 000 Beschäftigten) besteht im wesentlichen aus Klein- und 
Mittelbetrieben. Regionaler Schwerpunkt liegt in Hessen im 
Raum Offenbach a. M. mit rund 30 v. H. der Gesamtbeschäftig- 
ten der Branche. Aber auch in den anderen Bundesländern ist 
dieser Industriezweig mehr oder weniger stark vertreten. 

Die Bundesregierung ist an einer leistungsfähigen Lederwaren- 
industrie interessiert, die sich im internationalen Wettbewerb, 
vor allem innerhalb der Gemeinschaft, selbst behaupten kann. 


3. Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, auf EG-Ebene 
darauf hinzuwirken, daß die Umgehung von Steuern, Sozial- 
abgaben und z. T. auch vergleichbaren Lohnzahlungen in an- 
deren EG-Ländern verhindert wird, die bisher den dortigen 
Produzenten nicht zu rechtfertigende Konkurrenzvorteile bringt? 

Im Zuge der Arbeiten zur Steuerharmonisierung innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft wird auch die Frage der internatio- 
nalen Steuerkontrolle behandelt. 

In einer Expertengruppe aus Sachverständigen der Mitglied- 
staaten unter Vorsitz der EG-Kommission werden Möglich- 
keiten untersucht, die Durchsetzung der Steuergesetze zu ver- 
bessern. Die Gruppe führt z. Z. eine Bestandsaufnahme über 
Formen der Steuererhebung und Steuerkontrolle in den EG- 
Mitgliedstaaten durch. Auf dieser Grundlage wird die EG- 
Kommission Vorschläge ausarbeiten, die einer möglichst gleich- 
mäßigen Steuererhebung und Steuerkontrolle in allen EG-Mit- 
gliedstaaten dienen. Die Bundesregierung ist an diesen Arbei- 
ten sehr interessiert und wirkt aktiv daran mit. 

Die Verhinderung der Umgehung von Sozialabgaben ist Ange- 
legenheit der einzelnen EG-Mitgliedstaaten. Da Arbeitnehmer, 
für die Sozialabgaben nicht abgeführt werden, versicherungs- 
rechtliche Nachteile haben, dürfte die Hinterziehung von Bei- 
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trägen eine geringere Rolle spielen dis die Steuerhinterziehung 
Im übrigen weisen Aufbringung und Hohe der Sozialabgaben 
in den verschiedenen Bereichen der Sozialversicherung und 
entsprechend die Sozialleistungen von Staat zu Staat erhebliche 
Unterschiede auf. Eine umfassende Harmonisierung ist z. Z. 
nicht vorgesehen. Es könnte sich nur um eine Harmonisierung 
auf dem höchsten Niveau handeln, die die Leistungskraft eini- 
ger Mitgliedstaaten überstiege. Damit würde sich die Bundes- 
republik erheblichem Druck in Richtung auf weitere Mittelüber- 
tragungen in anderen Mitgliedstaaten aussetzen. Die wün- 
schenswerten Fortschritte der Gemeinschaft im Bereich der 
Sozialpolitik sollten dadurch zumindest gegenwärtig nicht be- 
lastet werden. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, auf eine Reduzierung von Le- 
derwarenimporten aus Billigpreisländern hinzuwirken? 

Hauptkonkurrenten der deutschen Lederwarenindustrie im Be- 
reich der Billigpreisländer des Fernen Ostens sind Honkong, 
Japan und Taiwan. Die Einfuhr gegenüber diesen Ländern ist 
liberalisiert. Die Bundesregierung wäre bereit, sich einzuschal- 
ten, wenn sich erweisen sollte, daß bei den Einfuhren die Vor- 
aussetzungen für eine Antidumping- bzw. Ausgleichszollver- 
fahren gegeben sind. 

Gegenüber den osteuropäischen Staatshandelsländern und der 
VR China unterliegt die Einfuhr von Waren ausschließlich aus 
Leder noch mengenmäßigen Beschränkungen. Sollten hier durch 
nicht zu rechtfertigende Preisunterbietungen Marktstörungen 
drohen, ist die Bundesregierung in der Lage, mit Hilfe des Preis- 
prüfungsverfahrens zu verhindern, daß der deutschen Produk- 
tion schwerwiegende Schäden zugefügt werden. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Bedeutung der 
Herstellung von Werbeartikeln innerhalb der Lederwarenindu- 
strie ihren Vorschlag, die Steuerabzugsfähigkeit von Werbe- 
geschenken in Höhe von 100 DM auf 10 DM zu reduzieren, 
nochmals zu überprüfen? 

Die Herabsetzung der Wertgrenze für den steuerlichen Ge- 
schenkabzug ist in § 17 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung zum Dritten Steuerreformgesetz auf 10 DM 
pro Geschenk vorgesehen worden, um den heute zulässigen 
steuerlichen Abzug von Geschenken, die für den Empfänger 
einen ins Gewicht fallenden materiellen Wert haben und nicht 
als Werbegeschenke gekennzeichnet sind, auszuschließen. Ge- 
schenke dieser Art werden in der Regel nur an ausgesuchte Per- 
sonen gegeben, zu denen meist auch persönliche Beziehungen 
bestehen. Der steuerliche Abzug solcher weitgehend persönlich 
motivierten Geschenke, der nur einem kleinen Personenkreis 
zugute kommt, kann im Interesse der steuerlichen Gerechtig- 
keit nicht mehr hingenommen werden. 

Mit der Einbringung des Gesetzentwurfs in den Bundestag und 
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die Überweisung an den Finanzausschuß des Bundestages kann 
die Bundesregierung keine Änderung des Gesetzentwurfs mehr 
vornehmen. Es ist jedoch damit zu rechnen, daß die Wertgrenze 
für den steuerlichen Geschenkabzug im Finanzausschuß des 
Bundestages erörtert und dabei geprüft wird, ob bei Geschenk- 
artikeln, die deutlich von außen erkennbar als Werbegeschenke 
gekennzeichnet sind, eine höhere Wertgrenze zugestanden 
werden kann. 


6. Welche sonstigen Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
die kritische Lage der deutschen Lederwarenindustrie zu ver- 
bessern und die in diesem Bereich gefährdeten Arbeitsplätze zu 
sichern? 


Strukturwandel und Anpassung an den internationalen Markt 
vollziehen sich in der Lederwarenindustrie gemäßigter als in 
anderen Branchen der Lederwirtschaft. Die Bundesregierung 
bietet zur Erleichterung des Anpassungsprozesses eine Reihe 
von Hilfen an. Neben den bekannten ERP-Hilfen, insbesondere 
den ERP-Umstellungskrediten, stehen in den Gebieten der Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" Investitionshilfen des ERP-Sondervermögens und des 
Bundeshaushalts zur Verfügung. Mit Kabinettbeschluß vom 
19. Dezember 1973 wurden weitere Möglichkeiten eröffnet, die 
auch der deutschen Lederwarenindustrie zur Verfügung stehen: 

— Die teilweisen Erleichterungen in der Stabilitätspolitik, z. B. 
der Wegfall der Investitionssteuer, die Wiederzulassung der 
degressiven Afa für bewegliche Güter des Anlagevermögens 
sowie die Wiedereröffnung der Mittelstandskreditprogram- 
me der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KW) sind nicht zu- 
letzt mit Rücksicht auf die besondere Lage bestimmter Kon- 
sumgüterbereiche verfügt worden. Damit soll den Betrie- 
ben Gelegenheit gegeben werden, durch Rationalisierungs- 
und Neuinvestitionsmaßnahmen ihre zukünftige Wettbe- 
werbsposition zu verbessern. 

— Bei der KW wurde ein Sonderprogramm mit zinsgünstigen 
Krediten zur Konsolidierung von in den Jahren 1972 und 
1973 vorgenommenen Investitionen sowie zur Finanzierung 
erhöhter Lagerbestände eröffnet. Dieses Programm ist 
Klein- und Mittelbetrieben Vorbehalten. Es steht auch der 
Lederwirtschaft zur Verfügung. 

— Die Bundesregierung hat darüber hinaus am 6. Februar 1974 
ein „Sonderprogramm für Gebiete mit speziellen Struktur- 
problemen" beschlossen, das die infrastrukturellen und be- 
schäftigungspolitischen Probleme besonders gefährdeter Ge- 
biete und Orte beseitigen hilft. 

Die Bundesregierung erwartet, daß sich aus den gezielten Er- 
leichterungen der Stabilitätspolitik und den genannten spezifi- 
schen Maßnahmen auch für die Lederwarenindustrie Möglich- 
keiten der Leistungssteigerung und damit eine Verbesserung 
ihrer derzeitigen Situation ergibt. Die getroffenen Maßnahmen 
dienen in starkem Maße der Sicherung der Arbeitsplätze. 
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